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Über 22 Millionen Menschen sind in Deutsch-
land ehrenamtlich engagiert, sei es in der Feuer-
wehr, in Kirchen oder Sportvereinen. Unsere 
Mitbürgerinnen und Mitbürger zeigen damit 
sehr wohl ein Interesse am Funktionieren des 
Allgemeinwesens. Wir sind also nicht, wie man-
che befürchten, auf dem Weg, angesichts zuneh-
mender Individualisierung in eine Ego-Gesell-
schaft zu verfallen, in der keine Pflichten und 
kein Verantwortungsgefühl gegenüber anderen 
mehr bestehen und in der die Befriedigung per-
sönlicher Bedürfnisse alles Handeln dominiert. 

Aktive Bürgergesellschaft heißt aber nicht ein-
fach nur mehr Ehrenamt, Stiftung oder Spenden-
aufkommen. Bürgergesellschaft bedeutet: Zu-
sammenwirken von Staat, Markt und dem so 
genannten Dritten Sektor. Bürgergesellschaft ist 
nicht Bringschuld des Bürgers. Vielmehr hat die 
Politik Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
den Menschen die Beteilung am Gemeinwe-
sen ermöglichen. Bürgergesellschaft bedeutet 
Kultur der Partizipation. 

Die jüngste Entwicklung zeigt: der Wohlfahrts-
staat ist an seine Grenzen gestoßen. Der Staat 
kann weder alles, noch kann er alles besser. Er 
muss vielmehr verstärkt auf Mitwirkung und 
Eigeninitiative der Bürger setzen. Das demokra-
tische Gemeinwesen lebt davon, dass eine große 
Zahl von Menschen aus freien Stücken an seiner 
Gestaltung mitwirkt. Freiheit und Verantwor-
tung, Subsidiarität und Solidarität, die im frei-
willigen Engagement für die Gesellschaft zum 
Ausdruck kommen, sind Grundelemente unse-
rer Gesellschaft. 

Ein allpräsenter Staat passt nicht mehr in ein 
modernes Verständnis von Staat und Bürger. 
Bürgerinnen und Bürger sollen ihre gesellschaft-
liche Verantwortung stärker wahrnehmen kön-
nen. Hierzu ist es notwendig, diejenigen büro-
kratischen Hindernisse zu beseitigen, die einer 
Stärkung von Zivilgesellschaft und Ehrenamt 

entgegenstehen. Der „aktivierende Staat“ for-
dert und fördert daher bürgerschaftliches En-
gagement und Selbstverantwortung und schafft 
die Voraussetzungen, damit sich Bürgerinnen 
und Bürger zum Wohl der Allgemeinheit ein-
setzen. Darum geht es im Kern, wenn wir vom 
Ehrenamt oder bürgerschaftlichem Engagement 
sprechen. 

Mit diesem Ziel hat der Deutsche Bundestag im 
Jahr 2000 eine Enquete-Kommission „Zukunft 
des bürgerschaftlichen Engagements“ eingesetzt, 
deren Aufgabe es war, neben einer Bestandsauf-
nahme konkrete politische Strategien und Maß-
nahmen zur Förderung des freiwilligen, ge-
meinwohlorientierten bürgerschaftlichen Enga-
gements in Deutschland zu erarbeiten. Im Juni 
2002 ist der umfangreiche Bericht dieser Kom-
mission vorgelegt worden, in dem konkrete 
Handlungsempfehlungen für eine nachhaltige 
Förderung des bürgerschaftlichen Engagements 
gegeben wurden. Bemerkenswert ist, dass sich 
die Kommissionsempfehlungen nicht allein an 
die Politik richten. Viele der Vorschläge sind so-
wohl an staatliche Stellen als auch an Verbände 
und Vereine gerichtet. 

Anfang Mai 2003 hat der Bundestag den Unter-
ausschuss „Bürgerschaftliches Engagement“ ein-
gesetzt. Aufgabe dieses Ausschusses ist laut Ein-
setzungsantrag im Rahmen der Zuständigkeit 
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend die Umsetzung der Beschlüsse der 
Enquete-Kommission „Bürgerschaftliches En-
gagement“ vorzubereiten sowie sich mit laufen-
den Gesetzesvorhaben und Initiativen, die bür-
gerschaftliches Engagement betreffen, zu befas-
sen. Vor der Sommerpause 2005 soll der Unter-
ausschuss eine Bilanz seiner Arbeit vorlegen. 

Einen Teil der Empfehlungen der Enquete-Kom-
mission hat der Bund bereits umgesetzt, indem 
er die steuerliche Förderung ehrenamtlicher Tä-
tigkeit verbessert hat. So ist in den Lohnsteuer-
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Richtlinien unter anderem bereits vorgesehen, 
dass bei Aufwandsentschädigungen aus öffent-
lichen Kassen für bestimmte ehrenamtliche Tä-
tigkeiten künftig ohne weiteren Nachweis ein 
Betrag von monatlich bis zu 154 € als Aufwand 
steuerlich anerkannt wird und damit steuerfrei 
bleibt. Zu den Verbesserungen der Rahmenbe-
dingungen für Vereine zählt die Empfehlung 
der Enquete-Kommission, die Steuerfreigrenze 
für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe von ge-
meinnützigen Organisationen auf 40.000 Euro 
pro Jahr anzuheben. Der Eigenmittelanteil eines 
Projekts bei öffentlicher Förderung soll durch 
bürgerschaftliches Engagement erbracht wer-
den können. Damit sollen jene Organisationen 

gestärkt werden, die nur über geringe finanziel-
le Mittel verfügen. Ein besonderes Anliegen der 
Kommission war der Schutz der Freiwilligen. 
Hierzu hat sie ebenfalls konkrete Vorschläge ge-
macht, um engagierte Bürgerinnen und Bürger 
wirksam gegen Risiken und Schadensfälle abzu-
sichern. 

Es ging der Kommission vor allem um eine neue 
Anerkennungskultur des bürgerschaftlichen En-
gagements, die über die vertrauten Lippenbe-
kenntnisse hinaus geht und dem Bürger in allen 
ihn betreffenden Bereichen reale effektive Ges-
taltungsmöglichkeiten eröffnet und zugleich Ei-
genverantwortung zumutet. 

aÉê=fåíÉÖê~íáçåëÄÉêÉáÅÜ=~äë=cÉäÇ=ÑΩê=ÄΩêÖÉêëÅÜ~ÑíäáÅÜÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=

Der solidarische Einsatz von Ehrenamtlichen in 
den Kirchen, in Verbänden, Vereinen, Initiativen 
und Selbsthilfegruppen trägt ganz wesentlich 
dazu bei, dass unsere moderne und weitgehend 
anonyme Gesellschaft ein menschliches Gesicht 
bewahrt. Bürgersinn, Mitwirkungs- und Verant-
wortungsbereitschaft sind unverzichtbare Ele-
mente unseres Zusammenlebens. 

Gerade der Integrationsbereich ist ein ideales 
Feld für bürgerschaftliches Engagement, und 
zwar nicht nur, weil auch für diesen Zweck die 
Finanzmittel wegen der schwierigen Lage der 
öffentlichen Kassen begrenzt sind. Integration 
hängt nicht zuletzt davon ab, ob die Zuwanderer 
auf Akzeptanz und Unterstützung bei der einhei-
mischen Bevölkerung stoßen. Die ehrenamtlich 
Tätigen können Patenschaften übernehmen und 
die Neubürger in ihrer schulischen, sozialen, kul-
turellen, wirtschaftlichen und beruflichen Ein-
gliederung in unsere Gesellschaft begleiten, bis 
sie einen festen Standort gefunden haben. Nicht 
zuletzt sind die Zuwanderer, die schon länger 
bei uns leben, aufgerufen, ihre speziellen Sprach- 

und Mentalitätskenntnisse in den Dienst ihrer 
neu ankommenden Landsleute zu stellen. 

Bei allem Respekt vor der Arbeit der hauptamt-
lichen Mitarbeiter – ohne ehrenamtliches Enga-
gement wäre die Integration der mehr als zwei 
Millionen Aussiedler, die seit 1990 aus der ehe-
maligen Sowjetunion und osteuropäischen Staa-
ten nach Deutschland gekommen sind, viel 
schwieriger verlaufen. Integration ist eine der 
wichtigsten innenpolitischen Aufgaben und He-
rausforderungen der kommenden Jahre; zu Recht 
ist die Rede vom „Jahrzehnt der Integration“. 
Integration und Zuwanderung gehören untrenn-
bar zusammen. Ohne Integration kann es keine 
sozialverträgliche Zuwanderung geben. 

Ich habe bereits im November 2001 eine Ta-
gung zur Ehrenamtlichkeit im Aussiedlerbereich 
durchgeführt. Dabei verfolgte ich neben der in-
formativen Wirkung vor allem das Ziel, eine 
Initialzündung für eine stärkere Einbindung der 
ehrenamtlich tätigen Bürger in die Integrations-
maßnahmen zu geben, und hierüber einen mög-
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lichst breiten Konsens unter den politischen und 
gesellschaftlichen Gruppen herzustellen. Die Er-
gebnisse dieser Tagung sind in meinem Info-
dienst „Deutsche Aussiedler“ im März 2002 ver-
öffentlicht worden. Zwei Monate später war die-
se Ausgabe vergriffen. Seitdem habe ich die Ma-
terialien der Tagung mehrmals nachdrucken las-
sen, um das große Interesse zu befriedigen. Das 
ist nicht nur ein gutes Indiz dafür, dass dieses 
Thema hochaktuell ist, sondern ich werte es auch 
als Zeichen dafür, dass eine große Bereitschaft 
zu ehrenamtlichem Engagement vorhanden ist. 
Darauf werden wir künftig verstärkt angewie-
sen sein. 

Die Integration der Spätaussiedler ist bekannt-
lich trotz zurückgegangener Zuzugszahlen nicht 
leichter, sondern schwieriger geworden. Dies 
liegt nicht zuletzt daran, dass der Anteil der mit-
reisenden Familienangehörigen erheblich gestie-
gen ist. Folge ist ein dramatischer Rückgang der 
Deutschkenntnisse. Der zur Zeit im Vermitt-
lungsausschuss behandelte Entwurf des Zuwan-
derungsgesetzes sieht deswegen vor, dass die 
mitreisenden Familienangehörigen der Spätaus-
siedler nur dann in den Aufnahmebescheid ein-
bezogen werden, wenn sie bereits vor ihrer Aus-
reise ausreichende deutsche Sprachkenntnisse 
besitzen und diese in einem Sprachtest nach-
weisen. Dieser Ansatz wird zur Verbesserung 
der sozialen und beruflichen Integrationschan-
cen für die zu uns kommenden Aussiedlerfami-
lien führen, was letztlich auch in deren eigenem 
Interesse liegt. Für sie ist der Sprachtest wieder-
holbar, und zwar auch mehrfach. Eine Integra-
tionsvorleistung darf und kann auch von Fami-
lienangehörigen verlangt werden. Integration ist 
keine Einbahnstraße! 

Sprache ist ein ganz wesentlicher Schlüssel zur 
Integration. Deshalb ist im Entwurf des Zuwan-
derungsgesetzes eine gleichberechtigte und eine 
bedarfsgerechte Sprachförderung von Aussied-

lern und Ausländern mit einem auf Dauer an-
gelegten Aufenthaltstatus vorgesehen. Dies soll 
im Rahmen eines Integrationskurses erfolgen, 
der ganztägig bis zu sechs Monate dauert. Er 
soll, soweit erforderlich, durch sozialpädagogi-
sche Betreuung und Kinderbetreuungsangebote 
ergänzt werden. Der Integrationskurs sieht nicht 
nur eine Sprachförderung, sondern auch eine 
Orientierung in der Rechtsordnung, Kultur und 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland vor. 
Darüber hinaus ist unter bestimmten Vorausset-
zungen eine zusätzliche Sprachförderung von 
drei Monaten vorgesehen, insbesondere für jun-
ge, aber auch für erwachsene Spätaussiedler, die 
nach Abschluss des Integrationskurses noch kei-
ne Arbeit gefunden haben. Die Neuregelung 
würde auch den Familienangehörigen der Aus-
siedler, die nicht Ehegatten oder Abkömmlinge 
sind, zugute kommen; deren Zahl hat bekannt-
lich zugenommen. 

Die jetzt kommenden Spätaussiedler weisen be-
kanntlich zunehmend schlechtere Deutschkennt-
nisse vor. Deswegen ist die Verstärkung des 
Sprachunterrichts dringend notwendig. Die an-
gespannte Haushaltslage und die mithin immer 
stärker werdenden Sparzwänge werden es kaum 
erlauben, den Sprachunterricht nach dem alten 
Muster, das sehr kostspielig ist, zu erweitern. 
Hier könnten ebenfalls ehrenamtliche Kräfte ein-
gesetzt werden. 

Es wäre wünschenswert, ergänzende Konversa-
tionskreise in den Orten, wo es noch nicht der 
Fall ist, aber wo offensichtlich Bedarf besteht, 
auf ehrenamtlicher Basis zu organisieren. Ergän-
zender Deutschunterricht bietet eine Möglich-
keit, die Sprachkenntnisse der Spätaussiedler zu 
verbessern. Diese Form der Sprachvermittlung 
eignet sich als Unterstützung der regulären 
Sprachkurse, z. B. als Hilfe bei der Erledigung 
der Hausaufgaben für Erwachsene während der 
Sprachkurse, als Verbesserung sprachlicher Fer-
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tigkeiten, als Konversationsmöglichkeit (z. B. mit 
einheimischen Lehrkräften), als Verbesserung 
der grammatikalischen Sprachkenntnisse u. a. 
Einheimische und ausgesiedelte Deutschlehrer, 
die bereit sind, Deutschunterricht ehrenamtlich 
zu erteilen, wären in erster Linie dafür geeignet. 
Die eventuell anfallenden Kosten, z. B. für Lehr-
mittel, punktuelle, zeitlich befristete Veranstal-
tungen und andere Einzelausgaben, könnten auf 

dem Wege der Förderung des ehrenamtlichen 
Engagements durch die Friedlandhilfe e. V. im 
begrenzten Umfang beglichen werden. Es gibt 
sicherlich auch andere Möglichkeiten, entspre-
chende Mittel für diese Zwecke zu beschaffen. 
Mancherorts übernehmen diese Ausgaben die 
Rotary bzw. Lyons Clubs und andere karitative 
Einrichtungen. Ein moderater Teilnehmerbei-
trag (z. B. Lehrbücherkosten) wäre auch denkbar. 

_ÉêìÑäáÅÜÉ=báåÖäáÉÇÉêìåÖ=ìåÇ=ÇáÉ=fåíÉÖê~íáçå=îçå=gìÖÉåÇäáÅÜÉå=

Das bewährte Integrationssystem für Aussiedler 
besteht bekanntlich nicht nur aus Sprachförde-
rung, sondern aus insgesamt vier Säulen: außer-
dem gibt es ein bundesweites Netz von Einrich-
tungen zur Beratung und Betreuung sowie Maß-
nahmen zur beruflichen und gesellschaftlichen 
Eingliederung. 

Die Integration ist erst vollendet mit der Ein-
gliederung in den Beruf. Die Bundesanstalt für 
Arbeit führt eine Sonderstatistik über arbeitslo-
se Aussiedler in den ersten 5 Jahren nach der 
Einreise. Danach ist die Zahl der als arbeitslos 
erfassten Aussiedler von über 126.000 im Jahr 
1998 auf rd. 55.000 im März 2004, d. h. um mehr 
als die Hälfte zurückgegangen, obwohl in diesem 
Zeitraum jährlich ca. 100.000 Aussiedler zuge-
zogen sind. Nach dieser Statistik sieht es für die 
Aussiedler am Arbeitsmarkt gar nicht schlecht 
aus, auch wenn sie keinen Aufschluss über die 
Langzeitentwicklung der Arbeitslosigkeit bei 
Spätaussiedlern gibt. 

Vor allem junge Aussiedler dürften ebenso wie 
alle Jugendlichen stärker von der Arbeitslosig-
keit betroffen sein. Das Jump-Programm der 
Bundesregierung für benachteiligte Jugendliche, 
das auch jungen Spätaussiedlern zugute kam, 
ist zwar 2003 ausgelaufen, aber nicht ersatzlos. 
Mit dem neuen „Sonderprogramm zum Einstieg 
arbeitsloser Jugendlicher in Beschäftigung und 

Qualifizierung (Jump Plus)“ sollen für Jugend-
liche die Chancen zur Eingliederung in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt weiter verbessert wer-
den. Das Programm „Jump Plus“ läuft vom 1. 
Juli 2003 bis zum 31. Dezember 2004. Auch von 
diesem Programm können Spätaussiedler profi-
tieren. Außerdem liegt bei den Maßnahmen der 
beruflichen Qualifizierung und Weiterbildung 
des Europäischen Sozialfonds der Aussiedleran-
teil stets über 10 %. 

Trotz dieser Bemühungen werden aber die Pro-
bleme auf dem Arbeitsmarkt nicht kurzfristig 
geringer werden. Es muss deshalb über neue 
Maßnahmen zur beruflichen Integration von 
Spät aussiedlern nachgedacht werden. Im Zen-
trum der Überlegungen stehen weiterhin Ju-
gendliche, die mit einem Schulabschluss nach 
Deutschland kommen oder nicht mehr schul-
pflichtig sind. Für diesen Personenkreis gilt es, 
die Sprachförderung mit Projekten zur berufli-
chen Integration zu verschränken. Z. B. könnte 
die vorgesehene zusätzliche Sprachförderung im 
Umfang von 300 Stunden eingebettet werden in 
berufsvorbereitende oder sonstige berufsqualifi-
zierende Maßnahmen verbunden mit einem Prak-
tikum. Die Maßnahme könnte aufgeteilt werden 
in drei Tage betriebliche Praxis und zwei Tage 
Sprachförderung mit beruflichem Bezug und 
insgesamt ein Jahr dauern. 
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Aber auch die berufliche Integration der erwach-
senen Aussiedler kann verbessert werden. Hier 
geht es einmal um die Anerkennung von Bil-
dungs- und Berufsabschlüssen. Diese muss aus 
integrationspolitischen Gründen unter angemes-
sener Berücksichtigung der Qualitätsanforde-
rungen erleichtert werden. Soweit diese Aner-
kennung nicht ohne weiteres möglich ist, ist eine 
Zusatzqualifizierung für hiesige Berufe vorzu-
sehen. Bei Bedarf ist die berufliche Anpassung 
oder Zusatzqualifizierung mit einem individuell 
einsetzbaren Sprachmodul zu versehen. 

Schließlich sind Verbesserungen im Bereich des 
Hochschulzugangs und der Nachqualifizierung 
von Akademikern anzustreben. Hierfür sind die 
Konzepte der Otto Benecke Stiftung sachgerecht 
und zielgerichtet weiterzuentwickeln. Der Bund 
stellt im Jahr 2004 rd. 4,6 Mio. € zur Verfügung, 
um Hochschulabsolventen im Akademikerpro-
gramm der Otto-Benecke-Stiftung den Einstieg 
in das Berufsleben in Deutschland zu erleich-
tern. Weitere rd. 1,5 Mio. € sind beim europäi-
schen Sozialfonds (ESF) der Europäischen Union 
beantragt worden. 

_ÉíêÉììåÖëJ=ìåÇ=_Éê~íìåÖëéêçàÉâíÉ=

Im Betreuungs- und Beratungssystem für die 
Aussiedler, das ebenfalls mit Bundesmitteln 
durch Wohlfahrts- und Vertriebenenverbände 
mit Bundesmitteln unterhalten wird, haben wir 
traditionell einen ziemlich hohen Anteil an eh-
renamtlichen Mitarbeitern. Allein bei der Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland gibt es 
rd. 600 ehrenamtliche Bürgerinnen und Bürger, 
die die hauptamtlichen Mitarbeiter bei der Be-
ratung und Betreuung unterstützen. 

Die Aufgaben der Sozialberatung für Aussiedler 
müssen auf der Grundlage der positiven Erfah-
rungen bei den Modellversuchen mit Integrati-
onsverträgen und Integrationslotsen angerei-
chert werden. Das bedeutet konkret, dass die 
Sozialberatung künftig u. a. folgende neue Auf-
gaben wahrnehmen sollte: Erstellung des Inte-
grationsvertrages, Abstimmung der Integrati-
onselemente mit den gesellschaftlichen Integra-
tionsträgern (Arbeitsamt, Sozialamt, Bildungs-
träger, Ausbildungsträger), Begleitung, Control-
ling und ggf. Korrektur im Rahmen der Ver-
tragsphase. 

Durch die Herstellung einer ehrenamtlichen Pa-
tenschaftsbeziehung zwischen einem hiesigen 

Bürger und Neubürgern könnte die Aufgaben-
erweiterung ohne zusätzlichen Personalbedarf 
bewältigt werden. Mit den von mir oben skiz-
zierten neuen Aufgaben, die auf die Beratung 
und Betreuungseinrichtungen zukommen wird, 
eröffnet sich ein großes Betätigungsfeld für eh-
renamtliche Helfer. 

Schließlich fördert das Bundesministerium des 
Innern Maßnahmen zur gesellschaftlichen Inte-
gration der Aussiedler. Die Integration insbe-
sondere der jugendlichen Aussiedler ist zuneh-
mend problematisch. Im Hinblick darauf habe 
ich eine deutliche Erhöhung der Mittel erreicht: 
Sie sind, trotz aller Sparzwänge, von umgerech-
net rd. 16,4 Mio. Euro im Jahr 1998 auf 28,08 
Mio. Euro im Jahr 2003 erhöht worden. Im Jahr 
2004 kann dieser Betrag gehalten werden. Diese 
Entwicklung zeigt, wie ernst es dieser Bundes-
regierung mit der Eingliederung der Spätaus-
siedler ist. 

In Form von Projektförderung zielt das Konzept 
zur sozialen Integration im Wohnumfeld insbe-
sondere auf die präventive Arbeit mit Jugendli-
chen, die Entschärfung sozialer Konflikte, die 
Akzeptanzsteigerung bei der einheimischen Be-
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völkerung, die Verbesserung der Kontakte zwi-
schen Spätaussiedlern, Ausländern und Einhei-
mischen sowie die Heranführung an soziale Ein-
richtungen. Im Jahr 2003 wurden rund 1.100 
Maßnahmen mit den BMI-Integrationsmitteln 
gefördert. Außerdem wurde die Zweckbestim-
mung des Titels auf die Ausländer erweitert, da 
die Probleme bei der Eingliederung von Aus-
ländern mit denen der Aussiedler vergleichbar 
sind. 

Mit Integrationsmitteln des Bundesministeriums 
des Innern werden solche Projekte gezielt geför-
dert, an denen ehrenamtliche Kräfte mitwirken. 
Hierzu zählt z. B. das Projekt „Nasch Dwor“ 
(Unser Hof) der Caritas in Leverkusen. Seine 
Ziele sind so mannigfaltig wie das Leben selbst: 
und zwar von der Eingliederung von Kindern 
und Jugendlichen in Kindergärten und Schulen, 
der Eingliederung von Erwachsenen in den Ar-
beitsprozess, der wohnumfeldbezogenen Arbeit 
zur Vermeidung der Gettoisierung für das kon-
struktive Miteinander von Einheimischen, Aus-
ländern und Aussiedlern, Einbindung der Zu-
wanderer in die örtliche Gemeinschaft, der sinn-
vollen Freizeitgestaltung, der Schaffung von Kon-
takt- und Informationsstellen und speziell Stär-
kung des Selbsthilfepotentials sowie Förderung 
des ehrenamtlichen Engagements der Aussied-
ler. 

Hier ist es gelungen, auch Aussiedler und sons-
tige Zuwanderer für die ehrenamtliche Tätig-
keit zu gewinnen. Somit sind sie nicht nur Neh-

mende, sondern auch Gebende, indem sie ver-
stärkt ihre speziellen Sprach- und Mentalitäts-
kenntnisse in den Dienst ihrer neu ankommen-
den Landsleute stellen. Auf diesem Wege kön-
nen sie der Gesellschaft für die Integrationshil-
fen danken, die ihnen einst zugute gekommen 
sind. Besonders erfreulich ist, dass dieses erfolg-
reiche Projekt auch nach Auslaufen der dreijäh-
rigen staatlichen Förderung fortsetzt wird und 
zwar mit ehrenamtlichen Mitarbeitern! 

Besonders erwähnen möchte ich das Projekt 
„Sport mit Aussiedlern“, weil hier traditionell 
viele ehrenamtliche Übungsleiter eingesetzt wer-
den. Dieses Projekt wird seit 1989 bundesweit 
in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Sport-
bund durchgeführt. 2003 ist er im Zusammen-
hang mit der Öffnung des Titels für Ausländer 
in „Integration durch Sport“ umbenannt wor-
den. Das Ziel dieses Projektes ist die Eingliede-
rung insbesondere jugendlicher Aussiedler in 
unsere Gesellschaft. Aber auch junge Ausländer 
und benachteiligte deutsche Jugendliche werden 
verstärkt in das Projekt einbezogen, um neben 
den integrativen auch die präventiven Funktio-
nen des Sports zu nutzen: Junge Menschen, die 
Sport treiben und sich in Vereinen engagieren, 
leiden nicht an Ziellosigkeit und Langeweile. Sie 
lassen sich nicht von Parolen radikaler Grup-
pierungen beeindrucken. Sie sind im allgemei-
nen immun gegen Drogen und Kriminalität. Für 
das Projekt stehen im Jahr 2004 rd. 5,7 Mio. Euro 
zur Verfügung. 

fåíÉÖê~íáçå=~äë=âçããìå~äÉ=nìÉêëÅÜåáííë~ìÑÖ~ÄÉ=

Integration erfolgt vor Ort. Deshalb sind primär 
die Kommunen gefordert. Sie müssen Integra-
tion als eine wichtige kommunale Querschnitts-
aufgabe erkennen und geeignete Strategien im 
Rahmen einer Gesamtkonzeption entwickeln. 

Um die Kommunen zu unterstützen, beabsich-
tigen das Bundesministerium des Innern und die 
Bertelsmann Stiftung im Rahmen eines Koope-
rationsprojektes einen Bundeswettbewerb zum 
Thema „Integration ist kein Zufall. Strategien 
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kommunaler Integrationspolitik“ durchzuführen. 
Mittels des Wettbewerbs sollen partizipativ aus-
gerichtete und nachhaltig wirkende Beispiele 
kommunaler Integrationspolitik identifiziert und 
charakterisiert werden. Die Zielsetzung besteht 
darin, Qualitätskriterien für zukünftige kommu-
nale Integrationsarbeit zu erstellen. Diese kön-
nen dann den Kommunen als Leitfaden für ihre 
künftige integrativ ausgerichtete Stadtpolitik die-
nen. Die Auftaktveranstaltung ist für den 25. 
Mai 2004 und der Abschluss des Wettbewerbs 
Mitte 2005 vorgesehen. Hiermit soll das Enga-
gement der Kommunen bei der Integration von 
Spätaussiedlern und Ausländern gestärkt wer-
den. 

Darüber hinaus sind auch neue Wege in der In-
tegrationsarbeit erprobt worden. Zu diesem 
Zweck sind Modellprojekte in folgenden Berei-
chen durchgeführt worden: 

– Implementierung von Netzwerken, 
– Abschluss von Eingliederungsverträgen (sog. 

Kontraktmodelle), 
– migrantenspezifische Drogenberatung und 

-prävention, 
– Resozialisierung straffällig gewordener ju-

gendlicher Aussiedler 
– Förderung des ehrenamtlichen Engagements 

Für die Integrationsarbeit vor Ort haben insbe-
sondere die Netzwerke, in die viele ehrenamt-
lich tätige Bürgerinnen und Bürger bereits ein-
gebunden sind, eine kaum zu überschätzende 
Bedeutung. Netzwerke sollen vor Ort Integrati-
onsmaßnahmen im Sinne einer effizienten Nut-

zung der Ressourcen koordinieren, ihnen grö-
ßeres Gewicht verleihen und die Nachhaltigkeit 
der Maßnahmen fördern. Ziel ist eine institutio-
nalisierte Zusammenarbeit aller im Integrations-
bereich tätigen Stellen und Personen. Nach mei-
ner Überzeugung kann ein Netzwerk auch ein 
effektives Lenkungsinstrument für die Kommu-
nen sein. Sie bekommen auf diese Weise besser 
qualifizierte, auf die örtlichen Bedürfnisse zuge-
schnittene Projekte, die in die anderen kommu-
nalen Aktivitäten eingebettet sind. Dies bestäti-
gen die von mir modellhaft implementierten 
kommunalen Netzwerke, die an insgesamt sechs 
Standorten gefördert wurden. Aus diesem Grund 
werden derzeit bevorzugt Projekte gefördert, die 
aus einem Netzwerk für Integration entstanden 
sind und durch ein Netzwerk getragen und be-
gleitet werden. Die Netzwerkidee hat sich in-
zwischen in der Integrationsarbeit durchgesetzt, 
und eine größere Zahl von Netzwerken ist in-
stalliert worden. 

Im Zusammenhang mit den Kontraktmodellen 
ist auch der Einsatz von Integrationslotsen oder 
Integrationspaten erprobt worden. Hierbei han-
delt es sich um ehrenamtlich tätige Personen, 
welche die Aussiedler und andere Zuwanderer 
bei dem Integrationsprozess begleiten und un-
terstützen. Diese Modellprojekte haben sich als 
erfolgreich erwiesen. Ihre Evaluierung hat erge-
ben, dass Zuwanderer, die einen Eingliederungs-
vertrag abgeschlossen haben und bei der Durch-
führung entsprechend unterstützt werden, grö-
ßere Fortschritte bei der Integration machen als 
Vergleichsgruppen ohne diese Förderung. 

cêÉáïáääáÖÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=ëí®êâí=qçäÉê~åò=ìåÇ=^âòÉéí~åò=

Der erfolgreiche Einsatz ehrenamtlicher Kräfte 
kann und muss ausgeweitet und intensiviert 
werden. Dies ist ein ganz wichtiges Element 
der Integrationsarbeit. Dafür spricht nicht nur 

der Kostengesichtspunkt, weil mit den vorhan-
denen Mitteln ein Mehr an Integration erreicht 
werden kann. Der Einsatz ehrenamtlicher Kräfte 
ist auch deshalb erforderlich, weil das freiwilli-
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ge Engagement sowohl die Integrationsbereit-
schaft der Aussiedler als auch die Aufnahmebe-
reitschaft der einheimischen Gesellschaft stärkt. 

Die ehrenamtliche Tätigkeit unserer Bürgerinnen 
und Bürger in Vereinen und Wohlfahrtsverbän-
den, die ihre sozialen Intentionen mit tragfähi-
ger Nächstenliebe verbinden, ist heute mehr 
denn je von größter Bedeutung. Jeder ehrenamt-
liche Mitarbeiter ist ein Werber für mehr Akzep-
tanz und Toleranz für unsere Neubürger. 

Die in der Integrationsarbeit stehenden Verbän-
de und Organisationen müssen ihrerseits alle 
verfügbaren Ressourcen aktivieren. Sie können 
nicht mehr erwarten, dass der Staat ihren ge-
samten Personalbedarf finanziert, sondern sind 
darauf angewiesen, verstärkt ehrenamtliche Mit-
arbeiter einzusetzen. In ihren Mitteilungsblät-
tern und Veranstaltungen sollten sie die Ehren-
amtlichkeit zu einem Schwerpunktthema und 
die Gewinnung von Personen, die bereit wären 
ein Ehrenamt insbesondere im Integrationsbe-
reich zu übernehmen, zu ihrem wichtigsten An-
liegen machen. 

Ich weiß und begrüße es sehr, dass eine ganze 
Reihe von Organisationen bereits viele ehrenamt-
liche Mitarbeiter haben, die den Aussiedlern und 
anderen Zuwanderern bei der Eingliederung in 
die deutsche Gesellschaft behilflich sind. Dies 
muss jedoch bei allen an der Integration betei-
ligten Einrichtungen zu einer Regel werden. Vor 
diesem Hintergrund rufe ich alle Verbände auf, 
das ehrenamtliche Element in der Integrations-
arbeit erheblich zu verstärken. 

Schließlich sind aber auch diejenigen Aus-
siedler und Ausländer, die bereits länger bei 
uns leben, und deren Organisationen aufgeru-
fen, stärker als bisher bei der Integration ihrer 
Landsleute mitzuwirken. Sie kennen deren 
Sprache und Mentalität, sie sind deshalb in ers-
ter Linie geeignet, Hilfestellung zu leisten. Auf 

diesem Wege können sie der Gesellschaft für die 
Integrationshilfen danken, die ihnen zugute ge-
kommen sind. 

Im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements 
und speziell der Eigeninitiative der Spätaussied-
ler und ihrer Organisationen gibt es noch erheb-
liche Potentiale. Daher ist es eine unverzichtba-
re Aufgabe, die Ehrenamtlichkeit gerade auch im 
Aussiedlerbereich zu fördern und auszubauen. 
Dies entspricht auch dem Leitbild des aktivie-
renden Staates, Anstöße und Richtung für die 
hilfsbereiten Vereine und Organisationen bei der 
Eingliederung der Aussiedler in unsere Gesell-
schaft zu geben. Deshalb werden ab 2002 mit 
BMI-Integrationsmitteln Projekte gefördert, an 
denen ehrenamtliche Kräfte mitwirken. Im Jahr 
2003 wurden bereits 46 derartige Projekte mit 
1,9 Mio. € unterstützt, die sich ausschließlich 
oder im Zusammenhang mit anderen Projekt-
zielen mit der Förderung bzw. der Einbindung 
Ehrenamtlicher beschäftigt haben. Die Förde-
rung wird fortgesetzt. 

Um das ehrenamtliche Engagement auch in der 
Fläche zu forcieren, wird das Projekt „Förderung 
des bürgerschaftlichen Engagements“ der Stif-
tung Bürger für Bürger seit 2001 gefördert. Ziel-
gruppe sind sowohl Spätaussiedler als auch Ein-
heimische. Durch dezentrale Veranstaltungen 
wird die Idee des bürgerschaftlichen Engage-
ments in Orten und Regionen mit einer großen 
Spätaussiedlerzahl in die Zielgruppe Spätaus-
siedler hineingetragen. Gemeinsam mit verschie-
denen Kooperationspartnern (Freiwilligenagen-
turen, Stadt- und Kreisverwaltungen, Wohl-
fahrtsverbänden, Volkshochschulen etc.) werden 
Veranstaltungen, Workshops oder Seminare zum 
o. g. Themenfeld durchgeführt. 

Darüber hinaus fördert das BMI aus Integrations-
mitteln über die Friedlandhilfe e. V. das ehren-
amtliche Engagement von Personen und Perso-
nengruppen, die Maßnahmen vornehmlich in 
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den Bereichen Kultur, Sport und Freizeit durch-
führen, mit denen die Integration und Akzep-
tanz von Aussiedlern unmittelbar gefördert wird. 
Hierzu stehen der Friedlandhilfe jährlich 40.000 € 
zur Verfügung. 

Das ganz besondere ehrenamtliche Engagement 
bei dem sozialen, wirtschaftlichen und kulturel-
len Einleben der Neubürger ist eine wesentliche 
Voraussetzung für den Erfolg der Integrations-
politik der Bundesregierung. Das Wirken der 
Ehrenamtlichen soll ein fester und wachsender 
Bestandteil der Aussiedlerintegration werden. 
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